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Klaus Kwasniewski

Die britische 
Erpressung

Bel den britischen EG-Bei- 
trittsverhandlungen 1963 und 

1967, die jeweils am Veto de 
Gaulles scheiterten, soll der 
französische General gesagt 
haben, daß die Briten selbst 
eigentlich gar nicht Mitglied der 
Gemeinschaft werden wollten.
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Heute scheint es, als hätte de 
Gaulle recht behalten. Denn 
warum sonst hat der britische 
Außenminister Caliaghan in 
Luxemburg seinen europäischen 
AmtskoKegen in recht rüdem 
Ton mitgeteilt, daß Großbritan
nien aus der EG austreten 
werde, wenn die Gemeinschaft 
einige zusätzliche britische For
derungen nicht erfüllen würde?

Tatsächlich findet in Großbri
tannien bereits ein Wahlkampf 
statt, den Harold Wilson auf die 
Aussicht hin, ein bis zwei Dut
zend zusätzliche Sitze zu ge
winnen, anti-europäisch ausge
richtet hat. Will er damit seine 
innenpolitischen Probleme auf 
das Festland verlagern? Will er 
die Briten von den drückenden 
Problemen ihres Landes, von 
den steigenden Preisen, der Ar
beitslosigkeit, den Strukturunter
schieden, der Zahlungsbilanz 
usw., ablenken und ihnen gleich
zeitig dafür einen Sündenbock 
liefern? Europa bedeutet für 
Wilson in seiner gegenwärtigen 
Situation offensichtlich wenig, 
die Macht und die Partei hinge
gen alles. Er würde vielleicht 
sogar den von der vorherigen 
britischen Regierung unter
schriebenen und ratifizierten 
Vertrag brechen — ein in der 
Politik sehr seltener Vorgang. 
Vorläufig versucht er es jedoch 
noch mit einer politischen Er
pressung.

Hierauf kann Europa zwei 
Antworten geben. Einmal könn
ten die Partnerländer den briti
schen Wunsch nach „fundamen
talen Neuverhandlungen“ in der 
vagen Hoffnung akzeptieren, 
auf diesem Wege auch aus die
ser Krise herauszukommen. Die 
Gefahr solch einer Politik liegt 
darin, daß das britische Beispiel 
auch in anderen Mitgliedslän
dern bei Regierungswechseln 
Schule machen könnte. Die Ge
meinschaft würde dann perma
nent nur noch auf Widerruf be
stehen. Ihr Ende wäre abzuse
hen. Zum anderen könnten die 
Partnerländer die britische For
derung ablehnen und damit Ge
fahr laufen, daß Großbritannien 
tatsächlich aus der EG austritt. 
Diese Antwort könnte zunächst

den Vorzug haben, daß so die 
Integrationsqualität gewahrt blei
ben würde. Ob die EG jedoch 
den Austritt Großbritanniens po
litisch überleben würde, ist sehr 
zweifelhaft.

Gegen den Austritt Großbri
tanniens spricht jedoch die poli
tische und ökonomische Ratio
nalität. Politisch wäre Großbri
tannien dann eine bedeutungs
lose Kraft zwischen Europa und 
den USA. Auch seine wirtschaft
lichen Probleme kann das Land 
mit der Gemeinschaft besser 
lösen als ohne sie. Wilson sollte 
wissen, daß Europa bereit ist, 
Großbritannien hierbei zu hel
fen. Dies zeigten die Agrar
marktverhandlungen, als den 
Briten Sondersubventionen ge
nehmigt wurden, um ihre Le
bensmittelpreise zu stabilisie
ren. Dieser europäische Wille 
wird sicherlich auch bei der 
Konstruktion des Regionalfonds 
zum Ausdruck kommen. Die Ge
meinschaft hat Großbritannien 
ökonomisch bisher nur Vorteile 
gebracht, und sie wird dem 
Land auch in Zukunft wohl kaum 
schaden.

Wie auch immer sich Wilson 
entscheiden wird, der spektaku
läre britische Schritt zeigte er
neut recht deutlich, daß die EG 
tief in einer Krise steckt. Es ist 
nicht länger zu verheimlichen, 
daß die europäische Wirtschafts
und Währungsunion allenfalls 
nach 1980 realisiert werden 
kann. Der Grund hierfür ist dar
in zu sehen, daß die Partner
länder nicht bereit sind, ihre na
tionalen Interessen der europä
ischen Einigung unterzuordnen. 
In dieser Situation sollten sich 
die Verantwortlichen daran er
innern, daß die EG zunächst und 
vor allem eine insgesamt erfolg
reiche Zollunion ist mit einer 
Vielzahl darüber hinausgehen
der gemeinsamer Probleme. Nur 
deren Lösung sollte in der näch
sten Zukunft pragmatisch ange
gangen werden ohne den An
spruch, dadurch eine politische 
Union realisieren zu wollen. 
Denn hierzu sind die europä
ischen Staaten offensichtlich 
noch nicht bereit, wie jetzt auch 
das britische Vorgehen zeigt.
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